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Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen 

für Kreditinstitute 
 

(Fassung Februar 2009) 

 

1. Verwendung des verbürgten Kredites 

1.1 Die Investitionskreditmittel dürfen nur für das im Bürg-
schaftsangebot aufgeführte Vorhaben entsprechend 
dem dort angegebenen Investitions- und Finanzie-
rungsplan verwendet werden. Änderungen des Investi-
tions- und Finanzierungsplanes bedürfen in folgenden 
Fällen der Zustimmung der Thüringer Aufbaubank 
(TAB): 

1.1.1 Überschreitungen der veranschlagten Gesamtinvestiti-
onskosten um mehr als 10 %, 

1.1.2 Einsparungen bei den veranschlagten Gesamtinvestiti-
onskosten um mehr als 10 % oder um mehr als 
EUR 10.000,-, 

1.1.3 Einsparungen bei Einzelansätzen der Investitionen von 
mehr als 10 %, die für Mehrausgaben bei anderen Ein-
zelansätzen verwendet werden, 

1.1.4 Verminderung des Eigenmitteleinsatzes um mehr als 
10 % gegenüber dem Finanzierungsplan. 

1.2 Das ausreichende Kreditinstitut (Hausbank) hat die 
zweckentsprechende Verwendung der Kreditmittel zu 
überwachen und sich vom Kreditnehmer innerhalb von 
sechs Monaten nach Eingang der letzten Rechnung in 
geeigneter Form nachweisen zu lassen. Es hat die 
sachliche Richtigkeit des Verwendungsnachweises zu 
bestätigen. Der Verwendungsnachweis ist für eine spä-
tere Überprüfung zu den jeweiligen Kreditakten zu 
nehmen. 

2. Absicherung des Kredites  

 Die Hausbank hat sich die in dem Bürgschaftsangebot 
näher bezeichneten Sicherheiten geben zu lassen und 
dem Kreditnehmer die dort aufgeführten besonderen 
Verpflichtungen aufzuerlegen. Die Hereinnahme von 
Sondersicherheiten für den verbleibenden Haftungsan-
teil der Hausbank ist grundsätzlich unzulässig. 

3. Kündigung des Kredites aus wichtigem Grund  

 Die Hausbank hat sich gegenüber dem Kreditnehmer 
das Recht vorzubehalten, den Kredit jederzeit aus 
wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung zu kündigen 
und ist verpflichtet, davon auf Verlangen der TAB Ge-
brauch machen. Ein wichtiger Grund ist insbesondere 
gegeben, wenn 

3.1 der Kredit zu Unrecht erlangt (z. B. durch unzutreffen-
de oder unvollständige Angaben) oder nicht seinem 
Zweck entsprechend verwendet worden ist; eine 
zweckwidrige Verwendung liegt auch bei nicht geneh-
migten Änderungen des Investitions- und Finanzie-
rungsplanes vor, 

3.2 der Kreditnehmer den Verwendungsnachweis nicht 
ordnungsgemäß geführt hat oder nicht rechtzeitig vor-
legt,  

3.3 die Vermögenslage des Kreditnehmers sich wesentlich 
verschlechtert oder eine erhebliche Vermögensgefähr-
dung eintritt (z. B. Beantragung eines Insolvenz- oder 
Zwangsvollstreckungsverfahrens), 

3.4 die Voraussetzungen für die Kreditgewährung sich 
geändert haben oder nachträglich entfallen sind (z. B. 
Nichterreichung der angegebenen Arbeitsplatzziele, 
völlige oder teilweise Nichtbetreibung, Stillegung, Ver-
lagerung an einen Standort außerhalb Thüringens, 
Verpachtung oder Übertragung des geförderten Unter-
nehmens bzw. der freiberuflichen Existenz auf andere 
Personen - ggf. auch in Form eines Gesellschafter-

wechsels - bzw. vorbereitende Handlungen für derarti-
ge Maßnahmen wie Beschluss des zuständigen Ent-
scheidungsgremiums, Vereinbarung eines Sozialplans 
usw.), 

3.5 der Kreditnehmer die ihm auferlegten Verpflichtungen 
nicht einhält oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist 
erfüllt, insbesondere auch hinsichtlich der Begrenzung 
von schädlichen Emissionen oder der ordnungsgemä-
ßen Abfallbeseitigung. 

4. Unterrichtung der TAB 

4.1 Die Hausbank wird die TAB unverzüglich unterrichten, 
wenn 

4.1.1 sich zustimmungsbedürftige Änderungen des Investiti-
ons- und Finanzierungsplanes ergeben, 

4.1.2 die Voraussetzungen für eine Kündigung des Kredites 
aus wichtigem Grund gem. Tz. 3 vorliegen oder wenn 
ihr Umstände bekannt werden, die geeignet sind, die 
Rückzahlung des Kredites zu gefährden, 

4.1.3 der Verwendungsnachweis vom Kreditnehmer nicht 
ordnungsgemäß geführt werden kann. 

4.2 Die Hausbank hat vor einer Kündigung oder Abwick-
lung des Kredites die Zustimmung der TAB einzuholen 
oder die TAB unverzüglich zu unterrichten, falls sie im 
Rahmen der ihr obliegenden Sorgfaltspflicht zur Ver-
meidung von Ausfällen Abwicklungsmaßnahmen ohne 
vorherige Zustimmung der TAB ergreift. 

5. Prüfungsrecht 

 Der Freistaat Thüringen, der Thüringer Rechnungshof 
und die TAB sind berechtigt, bei der Hausbank die 
Verwendung des Kredits zu prüfen, Einblick in die den 
Kredit und die Bürgschaft betreffenden Unterlagen zu 
nehmen und die erforderlichen Auskünfte zu verlan-
gen. 

6. Vorlage von Jahresabschlüssen 

 Die Hausbank wird von dem Kreditnehmer den Jah-
resabschluss in gesetzlich vorgeschriebener und tes-
tierter Form anfordern und mit Erläuterungen der we-
sentlichen Bilanzpositionen und der betriebswirtschaft-
lichen Entwicklung des Unternehmens der TAB zulei-
ten. Entsprechendes gilt bei freiberuflichen Tätigkeiten 
hinsichtlich der Einnahmenüberschussrechnung 
mit/ohne Vermögens-/Schuldenaufstellung. 

7. Abstimmung bei Investitionen 

 Investitionen, soweit sie bei der Kreditgewährung nicht 
im einzelnen festgelegt worden sind oder soweit sie 
über den Rahmen der verdienten Abschreibungen hin-
ausgehen, bedürfen der vorherigen Abstimmung mit 
der Hausbank, die deren Wirtschaftlichkeit prüfen und 
die TAB von dem Ergebnis der Überprüfung unterrich-
ten wird. Als Investitionen gelten auch wirtschaftlich 
gleich zu wertende Maßnahmen, wie z. B. der Ab-
schluss von Leasingverträgen und der Erwerb von Be-
teiligungen. 

8. Umfang der Bürgschaft 

8.1. Die Bürgschaft wird grundsätzlich als Ausfallbürgschaft 
übernommen. Sie umfasst die Kreditforderung, die 
Zinsen mit Ausnahme von Strafzinsen sowie die Kos-
ten der Kündigung und Rechtsverfolgung, wobei die 
Einstandspflicht des Bürgen maximal 80 % des Kredit-
betrages beträgt. Zu den verbürgten Forderungen ge-
hören nicht die laufenden Bürgschaftsentgelte für die 
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TAB-Bürgschaft, die eigenen Aufwendungen des Kre-
ditgebers sowie Zinseszinsen, Zinszuschläge jeder Art 
und alle etwaigen sonstigen Nebenforderungen und 
Kosten. Sie können demzufolge der TAB gegenüber 
nicht - auch nicht mittelbar - geltend gemacht werden.   

 Ab Verzugseintritt ist der Zinssatz verbürgt, der gegen-
über dem Kreditnehmer aufgrund individueller Ver-
tragsabreden oder als gesetzlicher Schadensersatzan-
spruch geltend gemacht werden kann, höchstens je-
doch der vom Bürgen genehmigte vertragliche Regel-
zinssatz. Die Höhe des Schadensersatzanspruches ist 
auf den jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 247 Absatz 
1 BGB zuzüglich drei Prozentpunkten begrenzt, es sei 
denn, im Einzelfall wird ein höherer Schaden nachge-
wiesen. Ist der Kredit mit öffentlichen oder öffentlich 
geförderten Mitteln refinanziert und tritt die Hausbank 
bei dessen Rückführung bestimmungsgemäß in Vorla-
ge, gilt als vertraglicher Regelzinssatz der jeweilige 
Basiszinssatz gemäß § 247 Absatz 1 BGB zuzüglich 
drei Prozentpunkten. 

8.2. Bei der Berechnung des Ausfalls dürfen Erlöse aus der 
Verwertung der für den Kredit bestellten Sicherheiten 
nicht mit ausgeschlossenen Nebenforderungen ver-
rechnet werden. 

8.3 Für den Abschluss eines außergerichtlichen oder 
gerichtlichen Vergleichs über die verbürgte Kreditforde-
rung ist die schriftliche Zustimmungserklärung der TAB 
erforderlich. 

8.4 Nimmt der verbürgte Kredit an einem Insolvenzplanver-
fahren teil, so hat die Hausbank vor der Abstimmung 
über den Plan die Zustimmung der TAB einzuholen. 

8.5 Die verbürgte Forderung kann ohne Zustimmung der 
TAB nicht abgetreten werden. Rechte aus dieser Bürg-
schaft können ohne Zustimmung der TAB nicht auf 

Dritte übergehen. 

9. Befristung der Bürgschaft 

 Die Bürgschaft erlischt nach Ablauf der im Bürg-
schaftsangebot festgelegten Laufzeit, wenn nicht die 
Hausbank unverzüglich anzeigt, dass sie die TAB vo-
raussichtlich in Anspruch nehmen wird und die gebote-
nen Abwicklungsmaßnahmen eingeleitet hat. 

10. Bürgschaftsinanspruchnahme 

10.1. Die TAB kann aus der Ausfallbürgschaft erst in An-
spruch genommen werden, wenn und soweit ein Aus-
fall nachgewiesen ist. Dieser Nachweis gilt als er-
bracht, wenn die Zahlungsunfähigkeit des Kreditneh-
mers durch Zahlungseinstellung, Eröffnung des Insol-
venzverfahrens, durch Abgabe der eidesstattlichen 
Versicherung nach § 807 Zivilprozessordnung (ZPO) 
oder auf sonstige Weise erwiesen ist und nennenswer-
te Eingänge aus der Verwertung von Sicherheiten oder 
aus der Verwertung des sonstigen Vermögens des 
Kreditnehmers nicht mehr zu erwarten sind. Zu den Si-
cherheiten, die vor Feststellung des Ausfalls zu verwer-
ten sind, gehören auch etwaige weitere für den Kredit 
gegebene Bürgschaften. 

10.2. Der Ausfall gilt jedoch spätestens ein Jahr nach dem 
Tage, an dem die TAB auf Antrag der Hausbank der 
Kreditabwicklung zugestimmt oder an dem die Haus-
bank der TAB mitgeteilt hat, dass sie im Rahmen der 
ihr obliegenden banküblichen Sorgfaltspflicht Abwick-
lungsmaßnahmen ergriffen hat, in Höhe der zu diesem 
Zeitpunkt noch offenen Kreditforderung als festgestellt, 
wobei die Hausbank verpflichtet ist, sich in bankübli-
cher Weise weiterhin um die Beitreibung der Forde-
rung und die Verwertung der Sicherheiten zu bemü-
hen. 

10.3. Ein Verzugsschaden kann bis zur Dauer von zwölf 
Monaten, gerechnet ab dem Datum der Kreditkündi-
gung, gegenüber der TAB geltend gemacht werden. 
Die Erstattung des Verzugsschadens für einen länge-
ren Zeitraum kann nur erfolgen, wenn der Bürg-
schaftsinanspruchnahme innerhalb der Jahresfrist 
wichtige Gründe entgegenstanden und die TAB einer 

innerhalb dieser Frist beantragten Verlängerung 
schriftlich zugestimmt hat. 

11. Inanspruchnahme bei Insolvenz  

11.1 Ist über das Vermögen des Kreditnehmers das Insol-
venzverfahren eröffnet, so kann die TAB aus der Bürg-
schaft erst in Anspruch genommen werden, wenn das 
Verfahren nicht binnen eines Jahres zur Befriedigung 
geführt hat. Zahlungen des Bürgen gelten hinsichtlich 
des Verfahrens als Sicherheitsleistung. 

11.2 Auch nach der Zahlung durch die TAB ist die Haus-
bank verpflichtet, am Insolvenzverfahren treuhände-
risch für die TAB auf deren Verlangen ohne Berech-
nung eigener Aufwendungen, jedoch gegen Erstattung 
nachgewiesener Auslagen, weiter teilzunehmen. 

12. Zahlungen der TAB 

12.1 Die TAB behält sich das Recht vor, die Bürgschafts-
verpflichtung nach Maßgabe der im Kreditvertrag fest-
gelegten Zins- und Tilgungsraten zu erfüllen. 

12.2 Die TAB ist berechtigt, zur Vermeidung eines weiteren 
Zinsanfalles Abschlagszahlungen zu leisten. Durch ei-
ne Abschlagszahlung erkennt die TAB den Ausfall we-
der dem Grunde noch der Höhe nach an. Der geltend 
gemachte Ausfall ist in Höhe der Abschlagszahlung 
vom Tage ihres Eingangs an nicht mehr zu verzinsen. 
Falls die TAB den Ausfall nicht anerkennt, ist eine Ab-
schlagszahlung unverzüglich zurückzuzahlen. Das gilt 
auch dann, wenn die Verpflichtung der TAB aus der 
Bürgschaft Gegenstand einer gerichtlichen Auseinan-
dersetzung zwischen ihr und der Hausbank wird. 

12.3 Bei Erstattung eines etwaigen Ausfalles wird die Haus-
bank die für den Kredit etwa noch bestehenden Si-
cherheiten, soweit diese nicht kraft Gesetzes überge-
hen, auf die TAB übertragen. Auf Wunsch der TAB 
wird die Hausbank auch weiterhin ohne besondere 
Entschädigung, jedoch gegen Erstattung nachgewie-
sener Auslagen, als Treuhänderin die Forderung gegen 
den Kreditnehmer weiter beitreiben und noch vorhan-
dene Sicherheiten mit banküblicher Sorgfalt verwalten 
und verwerten. 

13. Vereinbarungen mit dem Kreditnehmer 

 Die Hausbank hat die Geltung der "Allgemeinen Bürg-
schaftsbestimmungen für Kreditnehmer" als Teil des 
Kreditvertrages mit diesem zu vereinbaren. 

14. Gerichtsstand 

 Gerichtsstand und Erfüllungsort ist Erfurt. 
 
Erfurt, im Februar 2009  
 
THÜRINGER AUFBAUBANK 


